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Vonden drei Millionen
Juden polnischer Ab-
stammungüberlebten
den Holocaust nur
wenige Tausend.
Ihre Häuser undGrund-
stücke wurden von den
Sowjets undvon pol-
nischen MitbürgerInnen
kurzerhandbeschlag-
nahmt. Bis heute warten
viele Überlebende und
ihre ErbInnen vergeblich
aufeine Entschädigung
durch die Regierungin
Warschau.
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(Foto: fsu/USA)

STRASSENTRANSPORT

Glaubt man den
betroffenen MinisterInnen

und demAbschluss-
bericht der Transport−
Enquêtekommission,
sind Fälle àla Morby

faktisch nicht zu
verhindern.

Ausgesprochen dünnist er
geraten, der Abschlussbe-
richt der "commision d'en-
quête 'transports routiers in-
ternationaux'" − dünn, sowohl
was den 34−seitigen Umfang
anbelangt, als auch was an
politischer Quintessenz da-
raus gelesen werden kann.
Der Verdacht, dass es sich
hier umeinpolitisches Arran-
gement zwischen DP, LSAP
(die in den vergangenen 30
Jahren das betroffene Minis-
terium innehatten) und der
CSV(die es sich mit keinem
potenziellen Koalitionspart-
ner vermiesen will) handelt,
ist schwer zu entkräften.
Denn, was da an Erklärungs-
versuchen zusammengetra-
gen wurde, lässt die politi-
sche Verantwortung der Poli-
tikerInnen auf die Auswahl
der richtigen Krawatte (resp.
Halstuch) zum richtigen An-
lass zusammenschrumpfen.
Robert Goebbels (LSAP),

der wohl in der "heißesten"
Phase Transportminister war,
nämlich zwischen 1989 und
1994, als das Ostgeschäft i m
Straßentransport mit all sei-
nen zweifelhaften Begleiter-
scheinungen so richtig zu
boomen begann, zitiert nur
zu gern den einen Satz aus

demEnquête−Bericht, der da
sagt: "Ala suite des conclusi-
ons de cette enquête admi-
nistrative, le Ministre de
l'époque n'avait pas de possi-
bilité d'agir ni en fait, ni en
droit contre M. Jean Morby."
Gemeint ist die verwal-
tungsinterne Untersuchung,
die 1991 gegen Morby einge-
leitet worden war und zu ei-
nem"non−lieu" geführt hatte.
Damals hatte es Presseartikel
gegeben, die einen Zusam-
menhangzwischeneiner Son-
derbehandlung der Firma
Botrans und besonderenZah-
lungen an den Mamer Volley-
ball−Club, dessen Präsident
Morby war, aufzeichneten.
Jetzt, mehr als zehn Jahre
später, ist gewusst, dass es
auch in den Jahren da-
nach ähnliche Verstrickun-
gen gab, für die Morby im
März 2003 rechtskräftig ver-
urteilt wurde.
Von alledem wollen weder

Goebbels, nochseine Vorgän-
ger, noch seine NachfolgerIn-
nen auch nicht das Geringste
gewusst haben. Es ist heute
nicht mehr nachzuvollziehen,
weshalb es 1991 nicht mög-
lich war, Morby etwas nach-
zuweisen. Musste aber die
von Goebbels in diesem Zu-

sammenhang angesprochene
"présomption d'innocence"
soweit gehen, Morby weiter-
hin vollstes Vertrauen und
auch die alleinige Aufsicht
über ein Dossier zu lassen,
bei dem Millionengeschäfte
letztendlich vom Gutdünken
von genau diesem Beamten
abhingen? Die Vergabe der so
genannten CEMT−Lizenzen,
bei denen sich (ausländi-
sche) Transportfirmen über
Luxemburg Anteile amosteu-
ropäischen LKW−Transport−
Aufkommen zuteilen lassen
konnten, riecht doch förm-
lich nach Einflussnahme und
Favoritismus. Dazu braucht
es nicht einmal besonderer
"clignotants", wie sich der
CSV−Fraktionssekretär mit
Vorliebeausdrückt.
JedeR GeschäftsführerIn

eines mittelständischen Be-
triebs weiß, den Spruch
Lenin's "Vertrauen ist gut,
Kontrolle ist besser" zu wür-
digen: Natürlichist professio-
nelles Arbeiten nur auf einer
Vertrauensbasis möglich, es
müssen aber an geeigneter
Stelle auch Mechanismenzur
Überprüfung der Entschei-
dungsprozesse eingebaut
werden. Im Finanzbereich,
zum Beispiel, gilt hier das

Prinzip der vier Augen, die
mehr sehen als zwei: Kein
Kreditantrag, und sei es auch
nurfür eineStereoanlage, der
nicht von mindestens zwei
BankerInnen unterschrieben
wird.
Sind Luxemburgs Ministe-

rInnen wirklich so schwach,
dass sie sich auf Gedeih und
Verderb den hohen Beamten
ausliefern müssen? Und muss
ein hoher Beamter erst auf
frischer Tat ertappt werden,
bevor er zur Rechenschaft
gezogen werden kann? Wozu
braucht es dann überhaupt
noch einer Regierung, wenn
die Wege und die politischen
Entscheidungenderart vorge-
zeichnet sind, und es den Mi-
nisterInnen anscheinend un-
möglich ist, Fehlentwicklun-
genvorzubeugen?
"Comme le service fonc-

tionnait bien et qu'il n'yavait
pas de réclamations de la
part des professionnels du
secteur, je ne me suis pas
poséla question des critères
de l'attribution des licences
CEMT", meinte Robert Goeb-
bels gegenüber der Enquête−
Kommission. Tatsächlich lief
diese Abteilung "wie ge-
schmiert", und nicht einmal
i m übertragenen Sinne des
Wortes. Dochenthebt das die
politischen Akteureihrer Ver-
antwortung, das bestefür das
Allgemeinwohl anzustreben
undauchzuverwirklichen?
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Großer Schritt
Ei n neues Gesetz si chert
behi nderten Arbeitneh-
merI nnen ei n Mi ndest-
ei nkommen und di e
gl ei chen sozi al en Rechte
wi e i hren ni cht−behi n-
derten Koll egI nnen.
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Paragraphen statt
Posten
Di e jetzt verabschi edete
Doppelrefor mvon
Kommodo−Gesetz und
Umweltverwaltung i st i n
der Sache umstritten.
Vor all em aber mangelt
es an Personal.
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Kunst mit
Verantwortung
Gesell schaftli che Mi ss-
stände aufdecken, nach
Lösungen suchen ... Für
di e Luxemburger Künst-
l eri n Vera Wei sgerber
erfordert Kunst vor all em
sozi al e Verantwortung.
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Musique photo-
graphiée
Le "Bl ues & Jazz Rall ye
2003" ne sera pas que
musi cal. Le photographe
Bruno Baltzer y exposera
aussi ses photos pri ses
en Nouvell e−Orl éans.
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